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SOZIALDEMOKRATISCHE PARTEI DEUTSCHLANDS 
7.11.1977
Satzung des SPD-Ortsvereins Heidelberg-Weststadt (1977)
§ 1 Tätigkeitsgebiet, Name
(1) Der Ortsverein umfaßt den Bereich des Stadtteils Weststadt und des Stadtteils Südstadt bis einschl. zur nördlichen Seite der Rheinstrasse.

(2) Er führt den Namen der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD), Ortsverein Heidelberg-Weststadt. Sein Sitz ist Heidelberg.


Sozialdemokratische Partei Deutschlands

Kreisverband Heidelberg

Satzung des Ortsvereins Heidelberg-West (2010)
§ 1
Name und Tätigkeitsgebiet

1.
Der Ortsverein führt den Namen Sozial​demokratische Partei Deutsch​lands (SPD), Ortsverein Heidelberg-West. Sein Sitz ist Heidelberg. 

2. Der Ortsverein umfasst den Bereich der Heidelberger Stadtteile Weststadt,  Südstadt und Bahnstadt.

§ 2

Zweck

Der Zweck des Ortsvereins ergibt sich aus seinem Bekenntnis zu den Grundsätzen der SPD und seiner Teilnahme an der politischen Willensbildung der Partei.

§ 3
Mitgliedschaft

1.
Über die Aufnahme als Mitglied entscheidet der Vorstand des Ortsvereins, in dessen Gebiet der Antragsteller/die Antragstellerin wohnt.

2.
Der Vorstand muss über den Aufnahme​antrag innerhalb von vier Wochen entscheiden. Lehnt der Ortsvereins​vorstand den Aufnahme​antrag nicht innerhalb von vier Wochen ab, so gilt dies als Annahme des Antrags. 

3.
Gegen die Ablehnung des Aufnahmeantrags kann der Bewerber oder die Bewerberin beim Vorstand des Kreisverbandes Heidelberg Einspruch erheben. Gegen dessen Entscheidung ist die Anrufung des Vorstandes des Landesverbandes Baden-Württemberg gegeben. Die Entscheidung des Vorstandes des Landesverbandes ist endgültig.

§ 2 Organe des Ortsvereins (OV) Organe des Ortsvereins sind


1. die Mitgliederversammlung 
2. der Vorstand

§ 3 Mitgliederversammlung (MV)
1. Die MV ist das höchste Organ des OV. In ihr vollzieht sich die politische Meinungs- und Willensbildung des OV.


4.
Wird gegen die Mitgliedschaft innerhalb eines Jahres kein Einspruch erhoben, so ist sie endgültig.

5.
Einspruchsrecht hat jedes Mitglied über seinen Ortsvereinsvorstand. Der Ein​spruch ist in schriftlicher Form zu be​grün​den. Über den Einspruch entscheidet der Vorstand des Kreisverbandes. Gegen dessen Entscheidung ist die Anrufung des Vorstandes des Landesverbandes zulässig.

6.
Die Mitgliedschaft endet durch Tod, Austritt oder Ausschluss. Der Austritt ist schriftlich zu erklären. Die Rückgabe des Mitgliedsbuches gilt als Austrittserklärung.

7.
Mit der Mitgliedschaft erwirbt das Mitglied das Recht und die Pflicht, sich im Rah​men der Statuten an der politischen Willens​bildung, den Wahlen und Abstim​mungen zu beteiligen und die Ziele der Sozialdemokratischen Partei zu unter​stützen.

8. 
Die zu entrichtenden Mitgliedsbeiträge richten sich nach der Finanzordnung der Partei in der jeweils gültigen Fassung. Zahlt ein Mitglied trotz zweimaliger schriftlicher Mahnung durch den Ortsverein länger als drei Monate keine Beiträge, so gilt nach Ablauf eines Monats nach Zustellung der zweiten Mahnung die Nichtzahlung des Beitrags als Erklärung des Austritts.

§ 4
Organe des Ortsvereins

Organe des Ortsvereins sind die Mitgliederversammlung und der Vorstand.

§ 5
Mitgliederversammlung

1. Die Mitgliederversammlung ist das höchste Organ des Ortsvereins; in ihr vollzieht sich die politische Meinungs- und Willensbildung des Ortsvereins. 
2. Zu ihren Aufgaben gehört insbesondere die Wahl des 0V-Vorstands, der Revisoren und der Delegierten zur Kreisdelegiertenkonferenz, sowie die Verabschiedung von Wahlvorschlägen, Anträgen und Entschließungen.

3. Die MV soll in der Regel zweimonatlich, muß jedoch mindestens einmal in jedem Quartal einberufen werden.

4. Sie wird vom Vorstand schriftlich unter Angabe eines Tagesordnungsvorschlags unter Einhaltung einer Frist von 1O Tagen einberufen. Die Frist rechnet vom Tage der Aufgabe zur Post.
5. Die MV tagt grundsätzlich öffentlich, sofern der Vorstand nicht eine parteiöffentliche KV einberuft. Die MV kann für einzelne Tagesordnungspunkte (TOP) die Öffentlichkeit auf Mitglieder des OV beschränken,

6. Die MV wird vom Vorsitzenden des OV oder einem gewählten Versammlungsleiter geleitet.

7. Die MV ist beschlußfähig, sofern sie ordnungsgemäß einberufen wurde.
Stimmberechtigt sind alle anwesenden Mitglieder des OV, sofern sie mit ihren Beitragszahlungen nicht länger als drei Monate im Rückstand sind. In Zweifelsfällen über die Stimmberechtirrung entscheidet die Versammlung.

8. Bei Abstimmungen ist die einfache Mehrheit der anwesenden Mitglieder ausreichend soweit diese Satzung nichts anderes vorschreibt.


Nach 23.00 Uhr sollen grundsätzlich keine Abstimmungen mehr durchgeführt werden.
2. 
Zu ihren Aufgaben gehören insbesondere die Wahl des Ortsvereinsvorstands, der Revisoren und der Delegierten zur Kreisdelegiertenkonferenz sowie die Verabschiedung von Wahlvorschlägen, Anträgen und Entschließungen.
3. Die Mitgliederversammlung soll in der Regel alle zwei Monate, muss jedoch mindestens einmal in jedem Quartal einberufen werden.

4. Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstand schriftlich auf elektronischem Weg per E-Mail oder auf dem Postweg per Brief unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Einberufung soll den Mitgliedern des Ortsvereins zwei Wochen vor dem Tag der Mitgliederversammlung, muss ihnen jedoch eine Woche (d. h. sieben Tage) vor dem Tag der Mitgliederversammlung zugestellt werden. Erfolgt die Einberufung auf elektronischem Weg, gilt für die Wahrung dieser Frist der Tag der Versendung der elektronischen Versendung der Mitteilung; erfolgt die Einberufung auf dem Postweg, gilt für die Wahrung dieser Frist der durch Poststempel dokumentierte Einlieferungstag der Sendung;. Zuständig für die Einberufung ist der Vorstand, zuständig für die Versendung ist der Schriftführer
5. Die Mitgliederversammlung tagt grund​sätzlich öffentlich, sofern der Vorstand nicht eine parteiöffentliche Mitglieder​versammlung einberuft. Die Mitglieder​versammlung kann für einzelne Tages​ordnungspunkte die Öffentlichkeit auf Mitglieder des Ortsvereins beschränken.

6. Die Mitgliederversammlung wird von dem oder der Vorsitzenden oder einem anderen Vorstandsmitglied geleitet. 
7. Sie ist beschlussfähig, sofern sie ord​nungs​gemäß einberufen wurde. Stimm​berechtigt sind alle anwesenden Mitglie​der des Ortsvereins, sofern sie mit ihren Beitragszahlungen nicht länger als drei Monate im Rückstand sind. In Zweifels​fällen entscheidet die Versammlung über die Stimmberechtigung. 

8. Bei Abstimmungen ist die einfache Mehr​heit der anwesenden Mitglieder ausrei​chend, soweit diese Satzung nichts anderes vorschreibt.

9. Nach 23.00 Uhr dürfen grundsätzlich keine Abstimmungen durchgeführt werden.
§ 4 Außerordentliche Mitgliederversammlung (aoMV)
1. Auf schriftlichen Antrag von 1/10 der Mitglieder des 0V muß der Vorstand eine aoMV einberufen. Diese muß spätestens einen Monat nach der Antragsstellung durchgeführt sein.

2. Für die aoMV gelten die Bestimmungen von IV. entsprechend.

§ 5 Jahreshauptversammlung (JHV)

(1) Die JHV muß jeweils bis zum 30.4. jedes Jahres stattfinden.

(2) Die Einladungsfrist beträgt 14 Tage. Sie rechnet vom Tage der Aufgabe zur Post.

(3) Die JKV hat folgende Aufgaben:
a. Entgegennahme des Geschäftsberichts des Vorstands und des Rechnungsberichts des Kassierers.
b.
Entgegennahme des Berichts der Revisoren (Kassenprüfer)

c.
Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands

d.
Beschlussfassung über die Entlastung des Kassierers

e.
Wahl des gesamten Vorstands in geheimer Abstimmung für die Dauer eines Jahres

f.
Wahl der Delegierten und Ersatzdelegierten in geheimer Abstimmung für die Dauer eines Jahres

g.
Wahl der zwei Revisoren

(4) Die Durchführung der Wahlen wird durch die Wahlordnung bestimmt. 

10. Die Mitgliederversammlung kann sich eine Geschäftsordnung geben.

11. Eine außerordentliche Mitglieder​versammlung ist auf schriftliches Verlangen von zehn Prozent der Mitglieder einzuberufen; diese muss spätestens einen Monat (d. h. dreißig Tage) nach der Antragsstellung durchgeführt sein.

§ 6

Jahreshauptversammlung

1. Der Vorstand, die Revisoren und die Delegierten (sowie die Ersatzdelegierten) zur Kreisdelegiertenkonferenz werden jeweils im ersten Quartal eines Kalender​jahres in einer Mitgliederversammlung (Jahreshauptversammlung) für die Dauer eines Geschäftsjahres gewählt. Die Jahreshauptversammlung ist schriftlich unter Angabe der Tages​ordnung mit einer Frist von zwei Wochen über den Postweg einzuberufen. 

2. Die Jahreshauptversammlung prüft die Stimmberechtigung der Teilneh​mer(in​nen) und wählt eine Versammlungs​leitung. Während eines Geschäftsjahres notwendig werdende Nachwahlen finden auf einer Mitgliederversammlung statt.

3. Die Aufgaben der Jahreshaupt​ver​samm​lung sind:

a. Entgegennahme des Geschäfts​berichtes des Vorstandes und des Rechnungsberichts der Kassie​rerin/ des Kassierers

b. Entgegennahme des Berichtes der Revisoren

c. Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstandes

d. Beschlussfassung über die Entlastung der Kassiererin/des Kassierers

e. Wahl des gesamten Vorstandes 

f. Wahl der Delegierten und der Ersatzdelegierten zur Kreisdelegiertenkonferenz

g. Wahl der zwei Revisoren

Die Wahlen der Vorstandsmitglieder und der Delegierten sind geheim. Bei den übrigen Wahlen kann offen abgestimmt werden, wenn sich auf Befragen kein Widerspruch erhebt.
§ 6 Vorstand
(1) Der Verstand besteht aus

a.
dem Ortsvereinsvorsitzenden

b.
dem stellvertretenden Vorsitzenden

c.
dem Kassierer

d.
dem Schriftführer

e.
dem Bildungsobmann

f.
den zwei Beisitzern

(2) Der Vorstand leitet den Ortsverein. Ihm obliegt die verantwortliche Durchführung der politischen und organisatorischen Aufgaben des 0V sowie die Zusammenarbeit mit den Gliederungen der Partei.
(3) Der OV-Vorsitzende vertritt den OV nach außen.

(4) Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung (GO), in der die Aufgabenverteilung, Geschäftsführung und Beschlußfassung näher geregelt wird.

(5) Der Vorstand tagt grundsätzlich nicht öffentlich. Er kann jedoch durch Beschluß andere Parteimitglieder zu seinen Beratungen hinzuziehen. Er ist beschlußfähig, wenn mindestens 4 seiner Mitglieder anwesend sind. IV.8. gilt entsprechend.

4. 
Es gilt die Wahlordnung der SPD in der jeweils gültigen Fassung. Die Wahlen der Vorstandsmitglieder und der Delegierten sind geheim. Dies gilt auch für die Wahlen oder Wahlvorschläge zu Volksvertretungen bzw. die Delegiertenwahlen. 

5. Die Wahl der Revisoren kann offen erfolgen, falls kein Mitglied eine geheime Abstimmung beantragt.

§ 7
Vorstand

1. Der Ortsvereinsvorstand besteht aus:

a. der/dem Vorsitzenden,

b. der/dem stellvertretenden Vorsitzenden,

c. dem für das Finanzwesen verantwort​lichen Vorstandsmitglied (Kassierer/-in) 

d. dem/der Schriftführer(in),

e. der/dem Medienbeauftragten

f. den weiteren Mitgliedern (Beisitzern).

2. Der Ortsvereinsvorstand leitet den Ortsverein. Ihm obliegt die verantwortliche Durchführung der politischen, organisatorischen und finanziellen Aufgaben des Ortsvereins. 
3. Der OV-Vorsitzende vertritt den OV nach außen.
4. Der Vorstand gibt sich eine Geschäfts​ordnung, in der die Aufgabenverteilung, die Geschäftsführung und die Beschluss​fassung näher geregelt werden.

5. Der Vorstand tagt grundsätzlich parteiöffentlich. Er ist beschlussfähig, wenn mindestens vier seiner Mitglieder anwesend sind.

(6) Von jeder Sitzung des Vorstands ist ein Protokoll zu fertigen, das die gefaßten Beschlüsse sowie die Behandlung der beschlossenen Tagesordnung wiedergibt.

(7) Der Vorstand kann Delegiertenversammlungen einberufen.
6. 
Von jeder Sitzung des Vorstandes ist ein Protokoll zu fertigen, das die gefassten Beschlüsse sowie die Behandlung der beschlossenen Tagesordnung wiedergibt.

7. Der Vorstand kann Delegierten​versammlungen einberufen.

8. Als notwendiges Organ bleibt ein Vorstand bis zur Neuwahl im Amt. Dies kann auch geschäftsführend geschehen.

9. Die Zahl der Beisitzer (Vorstands​mitglieder mit beratender Stimme) bestimmt die Mitgliederversammlung bei der Neuwahl des Vorstandes. Dem Vorstand müssen mindestens zwei Beisitzer(innen) angehören. 

10. Der Vorstand kann sich eine Geschäftsordnung geben.

11. Findet sich für einen Vorstandsposten kein Mitglied, das bereit ist, den Vor​standsposten auszuüben, kann dieser Vorstandsposten vakant bleiben.
§ 8
Wahlen

1.
Die Wahl des Ortsvereinsvorstandes erfolgt in getrennten Wahlgängen.


Nacheinander werden gewählt:


- der/die Vorsitzende,


- der/die stellvertretende Vorsitzende,


- das für das Finanzwesen verant​wort​liche Vorstandsmitglied (Kassierer/-in) 


- der/die Schriftführer(in),

- der/die Medienbeauftragte

- die weiteren Mitglieder (Beisitzer).

2.
Die Durchführung der Wahlen bestimmt sich nach der Wahlordnung der Partei. Dabei sind die Beschlüsse und Satzungs​bestimmungen der Partei zur Mindestab​sicherung von Frauen und Männern in Funktionen und Mandaten strikt zu beachten. Der Gesamtvorstand soll die 40%-Quote erfüllen.

3.
Persönliche Anforderungen für Kandida​turen, soweit sie sich aus den Statuten und Verhaltensregeln in der jeweiligen gültigen Fassung ergeben, sind zu beachten.

§ 7 Delegierte
(1) Die Anzahl der Delegierten richtet sich nach dem Schlüssel des Kreisverbandes. 
Die Hälfte der Anzahl der Delegierten wird als Ersatzdelegierte gewählt.

(2) Bei Ausfall eines Delegierten rückt der jeweils erste Ersatzdelegierte automatisch als ordentlicher Delegierter nach.

(3) Die Delegierten vertreten den 0V auf der Kreisdelegiertenkonferenz (KDK). Sie sollen auf der KDK ein ihnen von der MV erteiltes Mandat wahrnehmen. Sie sind jedoch grundsätzlich in ihrer Entscheidung frei.

 (4) Im Falle einer Verhinderung bei einer KDK sind die Delegierten verpflichtet, den Vorsitzenden über ihr Fernbleiben zu unterrichten, damit Ersatzdelegierte benannt werden können. Fehlt ein Delegierter unentschuldigt auf zwei aufeinander​folgenden KDK, so entscheidet die MV auf Antrag des Vorstandes über das Erlöschen des Mandats.

(5) Jeder Delegierte ist verpflichtet, einen vom Vorstand zugewiesenen Bezirk (Verteilerbezirk} im Bereich des 0V zu übernehmen. Die in diesem Bezirk wohnenden Mitglieder des OV werden vom Delegierten nach Maßgabe der Beschlüsse des Vorstands betreut. Über Ausnahmen entscheidet der Vorstand.

§ 9

Delegierte
1. Die Delegierten vertreten den Ortsverein auf der Kreisdelegiertenkonferenz. Sie sollen auf der Kreisdelegiertenkonferenz ein ihnen von der Mitgliederversammlung erteiltes Mandat wahrnehmen. Sie sind jedoch grundsätzlich in ihrer Entscheidung frei.

2. Die Anzahl der Delegierten richtet sich nach dem Schlüssel des Kreisverbandes. Die Hälfte der Delegierten wird als Ersatzdelegierte gewählt. 

3. Bei Ausfall eines Delegierten rückt der jeweils erste Ersatzdelegierte automa​tisch als ordentlicher Delegierter nach. 
4. Im Falle einer Verhinderung bei einer Kreis​delegiertenkonferenz sind die Delegierten verpflichtet, den Vorsitzenden über ihr Fern​bleiben zu unterrichten, damit Ersatz​delegierte benannt werden können. Fehlt ein Delegierter unentschuldigt auf zwei aufeinanderfolgenden Kreisdele​gierten​konferenzen, so entscheidet die Mitglie​der​versammlung auf Antrag des Vor​standes über das Erlöschen des Mandats.

5. Jeder Delegierte ist verpflichtet, einen vom Vorstand zugewiesenen Bezirk (Verteilerbezirk) im Bereich des Ortsvereins zu übernehmen. Die in diesem Bezirk wohnenden Mitglieder des Ortsvereins werden vom Delegierten nach Maßgabe der Beschlüsse des Vorstandes betreut. Über Ausnahmen entscheidet der Vorstand.
§ 8 Revisoren
(1) Die Revisoren dürfen nicht Mitglieder des Vorstandes sein.
(2) Ihre Kassenprüfung hat mindestens einmal jährlich zu erfolgen.

(3) Die Revisoren geben auf der JHV einen Bericht über die Kassenprüfung. Die Prüfung erstreckt sich sowohl auf die förmliche als auch auf die sachliche Richtigkeit der Kassenführung.
§ 9 Schlußbestimmungen
(1) Ergänzungswahlen

Auf die Ergänzungswahlen sind die Vorschriften über die JHV entsprechend anzuwenden.

(2) Satzungsänderung


Änderungen dieser Satzung können nur mit 2/3 Mehrheit durch eine Mitgliederversammlung beschlossen werden, die schriftlich unter genauer Angabe der beabsichtigten Änderung mit einer Frist von 2 Wochen einzuberufen ist.


§ 10

Revision

1.
Zur Prüfung der Kassenführung des Orts​vereins werden für die Dauer der Amtszeit des Ortsvereinsvorstandes zwei Revi​sor(inn)en gewählt. Sie dürfen weder Mit​glieder des Ortsvereinsvorstandes noch hauptamtlich tätige Mitarbeiter oder Mitar​beiterinnen der Partei sein. Ihre Kassen​prüfung hat mindestens einmal jährlich zu erfolgen; die Prüfung richtet sich sowohl auf die förmliche als auch auf die sachliche Richtigkeit der Kassenführung.

2.
Sie berichten der Jahreshauptver​samm​lung und stellen den Antrag auf Entlas​tung des Vorstandes in Finanz​angele​genheiten. Mit der erteilten Entlastung übernimmt die Mitgliedschaft die Verant​wortung über das Finanzwesen der abgelaufenen Periode.

3.
Die Finanzordnung der Partei ist verbind​liche Grundlage für das wirtschaftliche Handeln des Ortsvereins.

4.
Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 11

Satzungsänderungen

Änderungen dieser Satzung können nur mit Zweidrittelmehrheit durch eine Mitglieder​versammlung beschlossen werden, die schriftlich unter genauer Angabe der beab​sichtigten Änderung mit einer Frist von zwei Wochen auf dem Postweg einzuberufen ist.

§ 12
Arbeitsgemeinschaften und Datenschutz

1.
Die Grundsätze für die Tätigkeit der Arbeitsgemeinschaften in der SPD sowie die Datenschutzrichtlinien gelten in der jeweils gültigen Fassung.

2.
Mitgliederentscheide richten sich nach dem Organisationsstatut und den dazu ergangenen Verfahrensvorschriften.

(3) Geltung

Diese Satzung gilt nur im Rahmen des Organisationsstatuts der SPD, der Satzung des Landesverbandes Baden-Württemberg und der Satzung des Kreisverbandes Heidelberg.

(4) Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 6. September 1977 in Kraft.


§ 13

Schlussbestimmung

Diese Satzung gilt nur im Rahmen des Organisationsstatuts der Sozialdemo​kratischen Partei Deutschlands, der Satzung des SPD-Landesverbandes Baden-Württemberg und des Statuts des Kreisverbands Heidelberg in der jeweils gültigen Fassung.

§ 14
Diese Satzung tritt am 1.7.2010 in Kraft; sie ersetzt die Satzung in der Fassung vom 6.9. 1977.

